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(3) Das Gericht kann jederzeit prüfen, ob die Ent­
lassung des Untergebrachten nach Absatz 2 anzuord­
nen ist. Es muß dies vor Ablauf bestimmter Fristen 
prüfen. Die Fristen betragen bei der Unterbringung

in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungs­
anstalt sechs Monate, 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt ein Jahr, 
in der Sicherungsverwahrung zwei Jahre.
(4) Das Gericht kann die in Absatz 3 genannten 

Fristen kürzen. Es kann im Rahmen der gesetzlichen 
Prüfungsfristen auch Fristen festsetzen, von deren Ab­
lauf ein Antrag auf Prüfung unzulässig ist.

(5) Die in Absatz 3 genannten Fristen laufen vom 
Beginn der Unterbringung an. Lehnt das Gericht die 
Anordnung der Entlassung ab, so beginnen die Fri­
sten mit der Entscheidung von neuem.

(6) Ordnet das Gericht die Unterbringung in einer 
Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungsanstalt nach 
§ 42c an, so ist eine frühere Anordnung der gleichen 
Maßregel erledigt.

§ 4 2 g

(1) Wird eine Freiheitsstrafe vor einer zugleich an­
geordneten Unterbringung vollzogen, so prüft das 
Gericht vor dem Ende des Vollzugs der Strafe, ob der 
Zweck der Maßregel die Unterbringung noch erfor­
dert. Ist das nicht der Fall, so ordnet das Gericht an, 
daß die Unterbringung nicht vollstreckt wird.

(2) Sind außer im Falle des Absatzes 1 seit der 
Rechtskraft des Urteils drei Jahre verstrichen, ohne 
daß mit dem Vollzug der Unterbringung begonnen 
worden ist, so darf sie nur noch vollzogen werden, 
wenn das Gericht es anordnet. Die Anordnung ist nur 
zulässig, wenn der Zweck der Maßregel die nach­
trägliche Unterbringung erfordert. In die Frist wird 
die Zeit nicht eingerechnet, in der der Unterzubrin­
gende auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 
verwahrt wird.

§ 42h
(1) Ist keine Höchstfrist der Unterbringung vorge­

sehen oder ist die Frist noch nicht abgelaufen, so gilt 
die Entlassung des Untergebrachten nur als bedingte 
Aussetzung der Unterbringung. Dasselbe gilt für die 
Anordnung nach § 42g Abs. 1 Satz 2.

(2) Das Gericht kann dem Verurteilten besondere 
Pflichten auferlegen und ihm einen Bewährungshelfer 
bestellen. Es kann solche Anordnungen auch nachträg­
lich treffen, ändern oder aufheben.

(3) Zeigt der Verurteilte durch sein Verhalten in 
der Freiheit, daß der Zweck der Maßregel seine Un­
terbringung erfordert, und ist die Vollstreckung der 
Maßregel noch nicht verjährt, so ordnet das Gericht 
die Vollstreckung an.


